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Wozu Makroökonomie? 


Wer heute im Fachdiskurs der Ökonomen, 
vor allem in Deutschland, als ewig Gestri¬ 
ger erscheinen will, der muss sich nur als 
Makroökonom bezeichnen. Dieser Zweig 
der Ökonomie, der vor einigen Jahrzehn¬ 
ten noch in hohem Ansehen stand, ja so¬ 
gar als Königsdisziplin der Ökonomie an¬ 
gesehen wurde, gilt heute eher als rand¬ 
ständig. Seine Bedeutung wird im Ver¬ 
gleich zur Mikroökonomie als gering ein¬ 
geschätzt. Dies ist erstaunlich, da sich die 
Makroökonomie mit Themen beschäftigt, 
die eigentlich alle angehen. Klassische In¬ 
halte der Makroökonomie sind Wachs¬ 
tum, Beschäftigung, Außenwirtschaft 
und Inflation. Dies umfasst auch wirt¬ 
schaftspolitische Analysen zur Finanz-, 
Lohn- und Geldpolitik. Insofern ist jeder 
private Haushalt, jedes Unternehmen 
und nicht zuletzt der Staat betroffen, al¬ 
so, wie der Name schon sagt, die Gesamt¬ 
wirtschaft. 


Der Aufstieg 
der Mikroökonomie 

Bis etwa Mitte der siebziger Jahre wurden 
die gesamtwirtschaftlichen Phänomene 
auch gesamtwirtschaftlich abgehandelt. 
Das heißt, es wurden z.B. Inflation und 
Arbeitslosigkeit als das Resultat gesamt¬ 
wirtschaftlicher Entwicklungen - etwa bei 
Löhnen und Zinsen - und wirtschaftlicher 
Schocks z.B. aus der Weltwirtschaft er¬ 
klärt. Mit den wirtschaftlichen Krisen der 
siebziger Jahre kamen diese Erklärungs¬ 
ansätze in Not, denn es traten zwei Phä¬ 
nomene zusammen auf, die nach den vor¬ 
herrschenden theoretischen Vorstellungen 
nie zusammen hätten auftreten sollen: 
hohe Inflation und hohe Arbeitslosigkeit. 
Die gängige Theorie war seinerzeit über¬ 
wiegend von keynesianischem Gedanken¬ 
gut inspiriert. Demnach hätte eine hohe 


Arbeitslosigkeit, die ja bei den privaten 
Haushalten zu einer gedrückten Einkom¬ 
mensentwicklung führen musste, sich in 
einer sinkenden Nachfrage nach Gütern 
niederschlagen müssen. Als Folge hätten 
dann auch die Preise und damit die Infla¬ 
tion unter Druck geraten sollen. Das dem 
nicht so war, überraschte viele Ökonomen 
und führte am Ende zu einem makroöko¬ 
nomischen Paradigmenwechsel sowohl in 
der ökonomischen Lehre, wo er sich zu¬ 
mindest in den USA schon länger angedeu¬ 
tet hatte, als auch in der Wirtschafts¬ 
politik. Es bildete sich in der Folge ein 
neues Verständnis von Makroökonomie 
heraus, das im Kern trotz sinkender Ak¬ 
zeptanz bis heute Bestand hat. 

Das beherrschende Element dieser 
Wende ist die so genannte Mikrofundie¬ 
rung der Makroökonomie. Damit ist ge¬ 
meint, dass gesamtwirtschaftliche Stu¬ 
dien sowohl in der Theorie als auch in 
der Empirie letztlich auf einzelwirt¬ 
schaftliches Verhalten zurückgeführt 
werden. Ein prominentes Beispiel ist die 
so genannte Phillipskurve, die eben jenen 
Zusammenhang zwischen Inflation und 
Arbeitslosigkeit abbildet, an dem die 
keynesianischen Denkweisen gescheitert 
schienen. Bis in die siebziger Jahre 
wurde alle Mühe darauf verwendet, diese 
Kurve empirisch möglichst fundiert zu 
ermitteln. Dass eine solche Beziehung 
existierte, stand weitgehend außer Frage. 
Für die Wirtschaftspolitik wurde dies so 
interpretiert, dass mit einer expansiven 
Geld- oder Fiskalpolitik, die die Inflation 
beschleunigten, die Arbeitslosigkeit be¬ 
kämpft werden könnte. Berühmt ist der 
Ausspruch des damaligen Bundeskanz¬ 
lers Schmidt: »Lieber 5 % Inflation als 
5 % Arbeitslosigkeit.« Die Gewerkschaf¬ 
ten verstanden, was nahe lag, diesen Zu¬ 
sammenhang als Aufforderung zu hohen 
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Lohnabschlüssen, welche die Wirtschaft 
auch um den Preis hoher Inflation stimu¬ 
lieren sollten. 

Diese Sichtweisen wurden im Zuge 
des makroökonomischen Paradigmen¬ 
wechsels zur Mikroökonomie heftig kri¬ 
tisiert. Der entscheidende Gedanke dabei 
war, dass ein solcher Zusammenhang zwi¬ 
schen Inflation und Arbeitslosigkeit im 
Widerspruch zu einzelwirtschaftlich ra¬ 
tionalem wirtschaftlichem Handeln steht. 
Wenn die Wirtschaftspolitik über einen 
expansiven Kurs, der die Inflation an¬ 
treibt, die Wirtschaft zu stimulieren ver¬ 
sucht, ist dies demnach zwangsläufig 
zum Scheitern verurteilt. Denn die Unter¬ 
nehmen wie auch die privaten Haushalte 
würden eine lockerere Geldpolitik oder 
eine erhöhte staatliche Nachfrage am 
Ende nur dazu nutzen, ihre Preise bzw. 
ihre Lohnforderungen zu erhöhen, kei¬ 
nesfalls aber ihre Kapazitäten oder ihr 
Arbeitsangebot ausdehnen. Der Grund 
dafür besteht im Kern in der Annahme 
dieser Modelle, dass die einzelnen Unter¬ 
nehmen dem Saysehen Theorem folgen 
und ihre Produktion allein durch die An¬ 
gebotsbedingungen bestimmen. 

Die strikte 

Angebotsorientierung 

Aus dem Sayschen Theorem folgt zum ei¬ 
nen, dass Nachfrage zumindest längerfris¬ 
tig, in vielen Modellen aber auch kurz¬ 
fristig keinen unmittelbaren Einfluss auf 
das ökonomische Aktivitätsniveau ausübt. 
Damit ist die realwirtschaftliche Unwirk¬ 
samkeit von Nachfragepolitik von vorn¬ 
herein impliziert. Sie ist folglich nicht das 
Ergebnis theoretisch konsistenter Überle¬ 
gungen, wie häufig dargestellt. Eine weite¬ 
re Implikation ist, dass z.B. ein wirt¬ 
schaftlicher Aufschwung am Arbeitsmarkt 
und nicht am Gütermarkt beginnen müss¬ 
te. Denn zunächst müssen nach diesen 
theoretischen Vorstellungen die Unter¬ 
nehmen bereit sein, Güter zu produzieren 


und anzubieten, wozu sie vorab einen ver¬ 
mehrten Arbeitseinsatz benötigen, und 
dann erst steigt die Nachfrage nach Gü¬ 
tern als Folge der erhöhten Beschäftigung. 
Diese Sequenz ist aber in der Realität 
nicht gegeben. Bei Aufschwüngen steigt 
zuerst immer die Nachfrage und dann in 
Folge die Beschäftigung. 

Eine offenere makroökonomische Aus¬ 
richtung muss dieses empirische Faktum 
als Ausgangspunkt nehmen und auf jeden 
Fall das ökonomische Aktivitätsniveau 
unmittelbar an die Nachfrage koppeln. 
Das bedeutet zudem nicht, dass das An¬ 
gebot keine Rolle spielt. Sollten z.B. An¬ 
gebotsprobleme aufgrund z.B. zu hoher 
Lohnzuwächse bestehen, käme es zu in¬ 
flationären Tendenzen, die die gesamt¬ 
wirtschaftliche Stabilität beeinträchtigen 
könnten. Insofern bleiben, ganz im Sinne 
der Nobel-Ökonomen Paul Samuelson 
und Bob Solow, beide Seiten des Marktes 
im Blickfeld. 


Informationsprobleme als Kernproblem 
der Makroökonomie 

Ein weiteres zentrales Element dieser 
Modelle ist, dass sie ein repräsentatives 
Unternehmen und einen repräsentativen 
Haushalt zum Ausgangspunkt ihrer ein¬ 
zelwirtschaftlichen Überlegungen neh¬ 
men. Deren rationales Verhalten be¬ 
stimmt dann sowohl die einzelwirtschaft- 
lichen als auch, wegen der Annahme der 
Repräsentativität, die gesamtwirtschaft¬ 
lichen Verhaltensweisen. Auf diese Weise 
werden zwar Aggregationsprobleme ele¬ 
gant umgangen, jedoch wird die Hetero¬ 
genität einer Volkswirtschaft, die sich in 
jeweils unterschiedlichen Verhaltenswei¬ 
sen der privaten Haushalte und der Un¬ 
ternehmen ausdrückt, ausgeblendet. Die¬ 
se ist aber zentral für das Verständnis 
einer Volkswirtschaft. Denn in einer he¬ 
terogenen Volkswirtschaft bestehen zahl¬ 
reiche Informationsprobleme, die von 
den Haushalten und Unternehmen in op- 
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timaler Weise gelöst werden müssen. Op¬ 
timal heißt, dass der Ertrag aus den In¬ 
formationen den Aufwand ihrer Be¬ 
schaffung nicht übersteigen darf. Da die 
Informationsbeschaffung nicht kostenlos 
an Geld oder vor allem an Zeit ist, dürfte 
das Optimum deutlich unter dem Maxi¬ 
mum liegen. 

In der Bewältigung dieser Informa¬ 
tionsprobleme unterscheiden sich heute 
die verschiedenen makroökonomischen 
Forschungs- und Argumentationsstränge 
fundamental. Während die neoklassische 
und ihre artverwandten Linien hierin kein 
grundsätzliches ökonomisches Problem 
für die Märkte sehen, steht dies im Zent¬ 
rum keynesianischer und hiervon inspi¬ 
rierter Sichtweisen. Für erstere schaffen 
Informationsprobleme allein Risiken, de¬ 
ren statistische Verteilung den Marktteil¬ 
nehmern sogar bekannt ist; sie kennen 
also ihre grundsätzliche Struktur. Dies ist 
konsistent mit der Annahme, dass die 
Volkswirtschaft aus repräsentativen Haus¬ 
halten und Unternehmen besteht, deren 
Verhaltensweisen folglich allen mehr oder 
minder bekannt sind. Unter diesen Vo¬ 
raussetzungen können Informationsprob¬ 
leme nur untergeordneter Natur sein. Mit 
Hilfe des Konzepts rationaler Erwartun¬ 
gen, das das Wissen um die grundlegen¬ 
den wirtschaftlichen Verhaltensweisen 
voraussetzt, können dann lediglich unsys¬ 
tematische Abweichungen zwischen der 
Realität und den Erwartungen der Markt¬ 
teilnehmer auftreten. Dies begründet 
auch die oben beschriebene Kritik an der 
Philippskurve. 

In einem solchen Umfeld ist ein in je¬ 
der Hinsicht flexibles ökonomisches Um¬ 
feld optimal. Wenn hier Preise, Löhne, 
Güter- und Arbeitsmärkte von maximaler 
Flexibilität gekennzeichnet wären, dann 
könnte insbesondere Arbeitslosigkeit kein 
gravierendes Problem sein, da der flexible 
Arbeitsmarkt jederzeit für Markträu¬ 
mung sorgt. Umgekehrt bedeutet in die¬ 
ser Sichtweise das Vorhandensein von 


hartnäckig hoher Arbeitslosigkeit, wie 
dies in Deutschland der Fall ist, dass der 
Arbeitsmarkt zu inflexibel ist, sei es, weil 
er in seiner freien Entfaltung durch Re¬ 
gulierungen wie Kündigungsschutz ge¬ 
hemmt wird, sei es, dass die Löhne sich 
nicht flexibel genug nach unten bewegen. 
Auf dieser Logik beruhen die entspre¬ 
chenden Vorschläge nach stärkerer De¬ 
regulierung und Lohnzurückhaltung. In 
einem solchen Umfeld kann konjunktu¬ 
relle Stabilisierungspolitik nur schaden. 
Erstens ist sie wegen der inhärenten Sta¬ 
bilität der Märkte unnötig und, zweitens, 
verursacht sie Kosten bei der Fiskalpoli¬ 
tik in Gestalt öffentlicher Mittel oder in 
Gestalt höherer Inflation im Fall der 
Geldpolitik. 

Diese Ansätze gerieten in den jüngst 
vergangenen Jahren zunehmend in 
Schwierigkeiten. Denn ähnlich wie beim 
Keynesianismus der siebziger Jahre tra¬ 
ten zwei Phänomene zusammen auf, die 
nicht zusammen hätten auftreten dürfen. 
Niedrige Lohnzuwächse, ja sogar sin¬ 
kende Reallöhne und abnehmende Be¬ 
schäftigung. Dies hat Folgen für die 
wirtschaftspolitischen Debatten der Zu¬ 
kunft. 


Eine andere Sichtweise 

Moderne keynesianische und nachfol¬ 
gende Ansätze verwenden hingegen den 
Begriff des repräsentativen Haushalts 
nicht. Sie benötigen ihn auch nicht, da 
sie von vornherein auf eine mikroökono¬ 
mische Fundierung verzichten. Gerade 
weil aus dieser Perspektive die Informa¬ 
tionsprobleme so fundamental sind, dass 
die Marktteilnehmer in heterogenen mo¬ 
dernen Volkswirtschaften kaum Informa¬ 
tionen über die Gesetzmäßigkeiten der 
Unsicherheit haben, auf die sie in ihrem 
wirtschaftlichen Handeln treffen. Es geht 
also nicht um Risiken, sondern um Un¬ 
kenntnis. In einem solchen Umfeld sehen 
optimale Märkte anders aus als oben dar- 
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gestellt. Preis- und Lohninflexibilitäten 
und auch Regulierungen können hier die 
Informationsunsicherheit mindern und 
damit den Marktteilnehmern Kosten er¬ 
sparen. Dies gilt selbstverständlich nicht 
für jede Inflexibilität und jede Regulie¬ 
rungsmaßnahme, aber es gibt im Rah¬ 
men dieser Ansätze produktive Inflexi¬ 
bilitäten, die als Informationsanker in ei¬ 
nem Meer der Unsicherheit zu sehen 
sind. Haushalte können z.B. ihre Ausga¬ 
ben nur optimal einsetzen, wenn sie zum 
einen nur bei sich träge verändernden 
Löhnen ihre Einnahmesituation abschät¬ 
zen können und zum zweiten nur bei sich 
langsam ändernden Preisen, diese Einnah¬ 
men auch optimal verwenden können. 
Jede höhere Flexibilität führt dann zu 
stärkerer Unsicherheit und damit zu zu¬ 
rückhaltendem Ausgabenverhalten. Dies 
aber schwächt Nachfrage, Wachstum und 
Beschäftigung. 

Märkte sind in dieser Sichtweise inhä¬ 
rent instabil und bedürfen wegen der un¬ 
vermeidlichen Krisen einer angemesse¬ 
nen Stabilisierungspolitik, die je nach Art 
der Krise, sei es Nachfrage- oder Ange¬ 
botsschwäche, diese zu kompensieren 
sucht. In diesem Modellrahmen können 
im Übrigen Inflation und Arbeitslosigkeit 
gemeinsam auftreten, wenn nämlich die 
Lohnabschlüsse zu hoch sind und damit 
die Konkurrenzfähigkeit der Unterneh¬ 
men belastet wird. In diesem Umfeld 
feiert auch die Philippskurve in gewan¬ 
delter Form eine Wiederauferstehung. 
Zwar gibt es in den von Akerlof maßgeb¬ 
lich entwickelten Ansätzen keinen durch¬ 
gehenden systematischen Zusammen¬ 
hang zwischen Inflation und Arbeits¬ 
losigkeit. In begrenzter Form, nämlich 
solange Inflation die Realeinkommen 
nicht spürbar drückt, haben sie dennoch 
Bestand. 


Wie geht es weiter? 

Diese Ansätze gewinnen in der internatio¬ 
nalen ökonomischen Debatte zunehmend 
an Gewicht. Dieser Trend begann bereits 
mit dem Versuch in den achtziger Jahren, 
beide Modelllinien zu verbinden, in dem 
die Preis- und Lohnrigiditäten mikro¬ 
fundiert wurden. Auch wenn gezeigt wird, 
dass es aus einzelwirtschaftlicher Sicht 
optimal sein kann, dass Preise und Löhne 
sich nur träge bewegen, bleiben diese In¬ 
flexibilitäten gesamtwirtschaftliche Un¬ 
vollkommenheiten, die letztlich Arbeits¬ 
losigkeit und Inflation verursachen. Da¬ 
her ist deren Existenz eigentlich unbe¬ 
gründet. Gleichwohl sind diese sog. neu- 
keynesianischen Ansätze in der akademi¬ 
schen Welt bis heute sehr einflussreich, 
wenn auch weniger in der wirtschaftspo¬ 
litischen Debatte. 

Als Fazit bleibt, dass sich die Makro¬ 
ökonomie derzeit wieder einmal in einer 
Umbruchphase befindet. Wie schon beim 
Keynesianismus in den siebziger Jahren 
zeichnet sich nunmehr der Niedergang 
der Neuklassik ab. An deren Stelle wird 
nicht einfach wieder der gute alte Keynes 
treten, sondern ein moderner Keynesia¬ 
nismus, der die Bedeutung von Nach¬ 
frage, Preis- und Lohnrigiditäten und Re¬ 
gulierungen wieder ins rechte Licht 
rückt. Zugleich ist die Naivität gegenüber 
inflationsträchtiger, simpler staatlicher 
Nachfragepolitik und Kaufkraft stützen¬ 
der Lohnpolitik, die in den siebziger Jah¬ 
ren noch en vogue war, ein für alle mal 
dahin. 
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